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Werter Leser der „Neuen Justiz"!

Nach Redaktionsschluß haben wir erfahren, daß allen Abon­
nenten ohne Kenntnis der Redaktion mit entsprechender Eti­
kettierung (Kundennummer und Artikel-Nr. der NJ) ein 
Exemplar der DtZ (Deutsch-Deutsche Rechts-Zeitschrift) des 
Verlags С. H. Beck, München, zugesandt worden ist.

Wie zahlreiche Leseranrufe belegen, wurde damit der An­
schein erweckt, als sei die NJ eingestellt und durch die DtZ 
ersetzt worden. Das ist jedoch nicht der Fall. Wir beabsich­
tigen auch nicht, einem mit unlauteren Methoden arbeiten­
den BRD-Verlag (vorgesehen war lediglich die Übersendung 
eines Werbeprospekts für Bücher) ohne weiteres das Feld

zu überlassen, und hoffen, daß Sie auch künftig unser Leser 
bleiben.

Nach wie vor sind wir der Auffassung, daß der kompli­
zierte Prozeß der Rechtsangleichung einer sehr differenzier­
ten Betrachtungsweise bedarf, die in besonderem Maße auch 
die spezifischen Erfahrungen der DDR-Juristen berücksich­
tigen muß. Das wird u. a. in dem lßseitigen Material des Mi­
nisteriums der Justiz zur Durchführung einer auf die Rechts­
angleichung beider deutscher Staaten .gerichteten Rechts- und 
Justizreform deutlich, das in unserem Heft 6/90 als Beilage
veröffentlicht wird. _
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